
Herr Wuttke stellt die bisherigen Entwurfsplanungen vor. Die Präsentation der Entwurfspla-
nungen ist diesem Protokoll als Anlage 2 beigefügt. 
 
Der Ausschussvorsitzende gibt für die SPD folgende Erklärung ab: 
 
„Seit über 9 Monaten wird an dem Ziel gearbeitet, die Mühlenhofschule als offene Ganztags-
schule zu entwickeln. Anlass für diese Überlegungen waren der hohe Anteil der Kinder aus 
sozial schwachen Familien sowie Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund im Einzugs-
bereich. Mit der offenen Ganztagsschule sollten insbesondere für diese Kinder die Lernvor-
aussetzungen verbessert sowie die Möglichkeit der Vereinbarkeit von Familie und Beruf für 
Eltern erweitert werden. 
 
Obwohl alle beteiligten Akteure in diesem Prozess beim Ziel, die weitere Öffnung der Schule, 
einig sind (Beschluss Schulkonferenz vom Oktober 2012), stellen sich die unterschiedlichen 
Vorstellungen und Strukturen in der Schule als schwierig in der Umsetzung dar. 
 
Daher spricht sich die SPD bei der Weiterentwicklung der Mühlenhofschule für einen Neuan-
fang, nach dem Motto, „Eine Schule entwickelt sich selbst“ aus. Hiermit wollen wir insbeson-
dere das Engagement der Eltern für ihre Schule aufgreifen. Im Rahmen eines Projektes sol-
len alle Beteiligten (Eltern, Lehrkräfte, Schulleitung, Verwaltung, Politik) in den Entwick-
lungsprozess einbezogen werden. Dabei soll sich das Raumprogramm an einem pädagogi-
schen Konzept ausrichten. Wenn dieser Ansatz von den Beteiligten gewünscht wird, wird sich 
die SPD beim Bildungsministerium für eine Realisierung einsetzen.“ 
 
Der Erste Stadtrat Humpe-Waßmuth kündigt sodann an, dass die Verwaltung die Vorlage 
1077/2008/DS („Weiterentwicklung der Mühlenhofschule zu einer Offenen Ganztagsschule 
ab dem Schuljahr 2015/2016“) in der Sitzung der Ratsversammlung am 18.06.2013 zurück-
ziehen wird. Unter Beibehaltung des Ziels, die Mühlenhofschule zu einer Offenen Ganztags-
schule weiterzuentwickeln, soll der Planungsprozess unter Einbindung aller Beteiligten wei-
tergeführt und zu gegebener Zeit für die politische Willensbildung eine neue Vorlage einge-
bracht werden. 
 
 
 


